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5. Wahlperiode 


Drucksache V/1934 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kommunalpolitik, Raumordnung, 
Städtebau und Wohnungswesen 
(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Gebäude- und Wohnungszählung 1968 
(Wohnungszählungsgesetz 1968) 

— Drucksache V/1813 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wurbs 


Der Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumord- 
nung, Städtebau und Wohnungswesen hat sich in 
seiner Sitzung am 22. Juni 1967 mit dem Entwurf 
eines Gesetzes über die Gebäude- und Wohnungs- 
zählung (Wohnungszählungsgesetz 1968) — Druck- 
sache V/1813 — befaßt. Er bejaht die Notwendigkeit 
der Durchführung der Gebäude- und Wohnungszäh- 
lung im Jahre 1968. Eine Verbindung der Gebäude- 
und Wohnungszählung mit der erst im Jahre 1970 
vorgesehenen Volkszählung würde dazu führen, daß 
die Ergebnisse der Zählung für die in der Woh- 
nungspolitik noch anstehenden Entscheidungen zu 
spät vorhegen würden. Im Allgemeinen hat sich der 
Ausschuß die Begründung der Bundesregierung zu 
dem Gesetzentwurf zu eigen gemacht. 

Der Ausschuß hat die Empfehlungen des mitbera- 
tenden Innenausschusses mit erörtert. Der 9. Aus- 
schuß faßte folgende Beschlüsse, die von dem Ge- 
setzentwurf ab weichen: 

1. § 2 Satz 2 soll redaktionell neu gefaßt werden. 

2. In § 3 Abs. 2 Nr. 3 wurde als weiteres zu erhe- 
bendes Merkmal die Unterkellerung angefügt. 
Weitergehende Feststellungen, wie sie der In- 
nenausschuß im Hinblick auf die Schutzraum- 
planung gewünscht hat, hält der Ausschuß nicht 
für zweckmäßig, da der Erkenntniswert solcher 
Feststellungen fragwürdig wäre. 


3. In § 4 Nr. 8 Buchstabe a wird als weiteres Merk- 
mal das Alter des Vorstandes der Wohnpartei 
eingefügt. Die Frage nach der Wohnungsversor- 
gung der alten Menschen ist so bedeutsam, daß 
dieser Fragenkomplex in der Gebäude- und 
Wohnungszählung nicht außer Betracht bleiben 
darf. Der Ausschuß mußte sich allerdings im Hin- 
blick auf die Kosten, die bei einer umfassenden 
Erhebung über die Wohnungsversorgung der 
alten Menschen entstehen, auf die Angabe ledig- 
lich der Haushaltsvorstände beschränken. Er 
glaubt, daß auch dieser Ausschnitt aus dem Ge- 
samtbild noch wertvolle Aufschlüsse für die 
wohnungspolitischen Entscheidungen geben wird. 

4. Nach § 9 wird ein neuer § 9 a eingefügt, um bei 
der Feststellung des Bestandes an Sozialwoh- 
nungen den besonderen Verhältnissen im Saar- 
land Rechnung zu tragen. 

Der Ausschuß bedauert, daß aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen keine Möglichkeit besteht, dem 
Wunsch des Bundesrates nach Gewährung von 
Finanzzuweisungen an die Länder Rechnung zu tra- 
gen. 

Ebenso bedauert es der Ausschuß, daß die Erfas- 
sung der Pendlerströme nach den zuletzt getroffenen 
Feststellungen nicht möglich ist, ohne den gesetzten 
Kostenrahmen zu überschreiten. 


Berlin, den 22. Juni 1967 


Wurbs 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/1813 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, alle Möglich- 
keiten der Rationalisierung und Vereinfachung 
bei der Gestaltung der Erhebungspapiere und der 
Aufbereitung auszuschöpfen, um die Kosten in 
dem vorgesehenen Rahmen zu halten. 


Berlin, den 22. Juni 1967 


Der Ausschuß für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen 

Dr. Hesberg Wurbs 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gebäude- und Wohnungszählung 1968 
(Wohnungszählungsgesetz 1968) 

— Drucksache V/1813 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen 
(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Gebäude- und 
Wohnungszählung 1968 

(Wohnungszählungsgesetz 1968) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird nach den 
Verhältnissen im Monat September 1968 eine Ge- 
bäude- und Wohnungszählung durchgeführt. 

§ 2 

Zur Vorbereitung der Gebäude- und Wohnungs- 
zählung nach § 1 können Probebefragungen sowie 
eine Gebäudevorerhebung durchgeführt werden. 
Nach Abschluß der Gebäude- und Wohnungszäh- 
lung ist die Durchführung von Kontrollbefragungen 
zulässig. 

§ 3 

(1) Die Gebäudezählung erstreckt sich auf: 

1. Wohngebäude, 

2. bewohnte Nichtwohngebäude, 

3. bewohnte Unterkünfte. 

(2) Bei den Gebäuden nach Absatz 1 werden er- 
faßt: 

1, Name und Anschrift des Eigentümers 
oder an seiner Stelle des Erbbauberechtig- 
ten oder Nießbrauchberechtigten oder des- 
jenigen, der Anspruch auf Übereignung 
des Gebäudes oder auf Einräumung oder 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Gebäude- und 
Wohnungszählung 1968 

(Wohnungszählungsgesetz 1968) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 

§ 2 

Zur Vorbereitung der Gebäude- und Wohnungs- 
zählung nach § 1 können Probebefragungen sowie 
eine Gebäudevorerhebung durchgeführt werden. 
Nach Abschluß der Gebäude- und Wohnungszählung 
sind Kontrollbefragungen zulässig. 

§ 3 

(1) unverändert 


(2) Bei den Gebäuden nach Absatz 1 werden er- 
faßt: 

1. unverändert 
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Entwurf 

Übertragung des Erbbaurechts oder des 
Nießbrauchs hat; 

2. die Rechtsstellung des Eigentümers als 
gemeinnütziges Wohnungsunternehmen 
oder als Organ der staatlichen Wohnungs- 
politik im Sinne des Gesetzes über die 
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen 
vom 29. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 437); 

3. Lage, Art und Baujahr; 

4. Art der Wasserversorgung, der Schmutz- 
wasserbeseitigung und der Fäkalienbesei- 
tigung. 

§ 4 

Die Wohnungszählung erstreckt sich auf Woh- 
nungen und Wohngelegenheiten. Es werden gefaßt: 

1. Zahl und Lage der in den Gebäuden (§ 3 
Abs. 1) befindlichen Wohnungen und Wohn- 
gelegenheiten und die Namen der Inhaber so- 
wie bei Wohnungen Angaben darüber, ob es 
sich um Sondereigentum im Sinne des Woh- 
nungseigentumsgesetzes vom 15. März 1951 
(Bund( sgesetzbl. I S. 175), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung kostenrechtlicher Vorschriften vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861), han- 
delt; 

2. Zahl der Wohnungen, die nach dem Woh- 
nungsbindungsgesetz 1965 vom 24. August 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 945, 954) als öffent- 
lich gefördert gelten; 

3. die Wohnungen und Wohngelegenheiten da- 
nach, ob sie auf Grund eines Mietvertrages 
oder eines ähnlichen Nutzungsverhältnisses 
genutzt werden, oder ob sie der Eigentümer 
des Gebäudes oder der Wohnung selbst be- 
wohnt, oder ob sie auf Grund Nießbrauchs, 
einer beschränkten persönlichen Dienstbar- 
keit oder eines Dauerwohnrechts genutzt wer- 
den; 

4. Größe und Ausstattung; 

5. Zahl und Größe der Räume und Art ihrer Nut- 
zung; Vorhandensein eines Wohnungsab- 
schlusses; 

6. Dauer der Nutzung; Dauer und Gründe des 
Leerstehens; 

7. bei Mietwohnungen: 

Einzugsjahr des Mieters, Höhe der monat- 
lichen Miete, Höhe der Vergütung für Son- 
derleistungen, Höhe der finanziellen Voraus- 
leistungen des Mieters und deren Auswirkung 
auf die Miete; 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

2. unverändert 


3, Lage, Art, Baujahr und Unterkellerung; 

4. unverändert 

§ 4 

Die Wohnungszählung erstreckt sich auf Woh- 
nungen und Wohngelegenheiten. Es werden gefaßt: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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8. bei Wohnungen und Wohngelegenheiten: 

Zahl der Wohnparteien und Zahl der Perso- 
nen in der Wohnung oder Wohngelegenheit. 

Außerdem werden bei jeder Wohnpartei er- 
faßt: 

a) Name, Geschlecht, Staatsangehörigkeit und 
soziale Stellung des Vorstandes der Wohn- 
partei sowie die Angabe, ob er Unter- 
mieter ist; 

b) Angaben darüber, ob der Vorstand der 
Wohnpartei Vertriebener oder Deutscher 
aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder dem Sowjetsektor von 
Berlin ist; 

c) Zahl der minderjährigen unverheirateten 
und der übrigen zur Wohnpartei gehören- 
den Personen. 

Bei zusammenwohnenden Eheleuten, die in den 
Jahren 1963 bis einschließlich 1967 die Ehe ge- 
schlossen haben, werden das Jahr der Eheschließung 
und die Zahl ihrer Kinder erfaßt. 


§ 5 

Auskunftspflichtig sind 

1. für die Angaben nach § 3 Abs. 2 und § 4 
Nr. 1 und 2: 

die Eigentümer oder Gebäudeverwalter oder 
die sonstigen in § 3 Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten 
Personen; 

2. für die Angaben nach § 4 Nr. 3: 

die nach Nummer 1 Auskunftspflichtigen und 
die Inhaber der Wohnungen und Wohnge- 
legenheiten; 

3. für die Angaben nach § 4 Nr. 4 bis 8 Satz 1: 

a) bei nicht bewohnten Wohnungen die nach 
Nummer 1 Auskunftspflichtigen, 

b) bei Wohnungen, die von Angehörigen aus- 
ländischer Streitkräfte privatrechtlich ge- 
mietet sind, die Vermieter, 

c) im übrigen die Inhaber der Wohnungen 
oder Wohngelegenheiten; 

4. für die Angaben nach § 4 Nr. 8 Sätze 2 und 3; 
die Vorstände oder die volljährigen Mitglie- 
der der Wohnparteien. 

§ 6 

Die Ergebnisse der in § 1 bezeichneten Zählung 
können für bestimmte Gemeinden nach Blöcken 
und Blockseiten aufbereitet werden; das Nähere 
bestimmt die nach Landesrecht zuständige oberste 
Landesbehörde. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

8. bei Wohnungen und Wohngelegenheiten: 

Zahl der Wohnparteien und Zahl der Perso- 
nen in der Wohnung oder Wohngelegenheit. 
Außerdem werden bei jeder Wohnpartei er- 
faßt: 

a) Name, Geschlecht, Alter, Staatsangehörig- 
keit und soziale Stellung des Vorstandes 
der Wohnpartei sowie die Angabe, ob er 
Untermieter ist; 

b) unverändert 


c) unverändert 


Bei zusammenwohnenden Eheleuten, die in den 
Jahren 1963 bis einschließlich 1967 die Ehe ge- 
schlossen haben, werden das Jahr der Eheschließung 
und die Zahl ihrer Kinder erfaßt. 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 
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Entwurf 

§ 7 

(1) Zur Durchführung der in § 1 bezeidineten 
Zählung können ehrenamtliche Zähler bestellt wer- 
den. 

(2) Zur Übernahme der ehrenamtlichen Zähler- 
tätigkeit ist jeder Deutsche im Alter von 18 bis 65 
Jahren verpflichtet. Wer aus gesundheitlichen oder 
anderen wichtigen Gründen zur Übernahme der 
Zählertätigkeit außerstande ist, ist befreit. Es ist 
zulässig, Deutsche, die älter als 65 Jahre sind und 
sich freiwillig zur Übernahme der Zählertätigkeit 
bereit erklären, zum ehrenamtlichen Zähler zu be- 
stellen. 

(3) Der Zähler ist berechtigt und verpflichtet, die 
notwendigen Eintragungen selbst vorzunehmen, so- 
weit dies zur Erfüllung des Zählungszwecks erfor- 
derlich und der Auskunftspflichtige hiermit einver- 
standen ist. 


§ 8 

(1) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und sonstige Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sind verpflichtet, ihre Bedienste- 
ten auf Anforderung der Erhebungsstellen für die 
Zählertätigkeit zur Verfügung zu stellen. 

(2) Eine lebenswichtige Tätigkeit öffentlicher 
Dienste darf durch diese Verpflichtung nicht unter- 
brochen werden. 


§ 9 

Den zuständigen Behörden der Länder, Gemein- 
den und Gemeindeverbände dürfen Einzelangaben 
über die nach den §§ 3 und 4 Nr. 1 bis 3 erfaßten 
Sachverhalte für Zwecke der Landes- und Regional- 
planung sowie des Städtebaus zugänglich gemacht 
werden; § 12 Abs. 1, 3 und 4 und § 13 Abs. 1 bis 4 
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
gelten entsprechend. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 


§ 9 

unverändert 


§ 9a 

Im Saarland ist § 4 Nr. 2 in folgender Fassung 
anzuwenden; 

„2. Zahl der Wohnungen, die nach dem Woh- 
nungsbaugesetz für das Saarland in der Fas- 
sung vom 26. Oktober 1965 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 889) als öffentlich gefördert 
gelten, sowie Zahl der Wohnungen, die vor 
dem 6. Juli 1959 bezugsfertig wurden, wenn 
sie mit öffentlichen Mitteln im Sinne des § 4 
des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland 
finanziert worden sind." 
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Entwurf 


Beschlüsse des 9. Aus 


§ 10 § 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 11 


§ 11 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


unverändert 


Schusses 
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